
 

Gesetzentwurf  

Landesregierung  

Gesetz zum Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
 
 
 
Die Landesregierung legt mit Schreiben vom 4. Juli 2022 den nachstehenden, durch Kabinettsbe-
schluss vom 4. Juli 2022 gebilligten und festgestellten Gesetzentwurf dem Landtag zur Beschluss-
fassung vor. Der Gesetzentwurf wird vor dem Landtag von dem Minister des Innern und für Sport 
vertreten.  
 
 
 
A. Problem 

 Durch den Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 wird der GlüStV 
2021 punktuell geändert und die zentrale Zuständigkeit für die Führung der Spielersperr-
datei einschließlich der Zuständigkeit für den Anschluss aller nach dem GlüStV 2021 
hierzu verpflichteten Veranstalter und Vermittler öffentlicher Glücksspiele an das anbieter- 
und spiel-formübergreifende Sperrsystem dauerhaft auf das Land Hessen übertragen. 

 Nach Art. 2 des Staatsvertrages zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrages 2021 müssen 
alle Ratifikationsurkunden bis zum 31. Dezember 22 beim Vorsitzenden der Ministerprä-
sidentenkonferenz hinterlegt sein, andernfalls wird der Staatsvertrag gegenstandslos. 

 Nach Art. 103 Abs. 2 der hessischen Landesverfassung bedarf der Staatsvertrag zur Än-
derung des Glücksspielstaatsvertrages 2021 der Zustimmung des Hessischen Landtags. 

 
B. Lösung 

 Das Zustimmungsgesetz dient der Umsetzung des Art. 2 des Staatsvertrages zur Änderung 
des Glücksspielstaatsvertrages 2021 und damit dem Inkrafttreten des Staatsvertrags. Das 
Gesetzgebungsverfahren muss entsprechend rechtzeitig im Laufe des Dezembers 2022 ab-
geschlossen sein.  

 Der Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrages 2021 hat folgenden Hinter-
grund: 

 Zum 1. Juli 2021 ist der neue Glücksspielstaatsvertrag 2021 (nachfolgend: GlüStV 2021) 
in Kraft getreten. Nach der aktuellen Fassung des § 27f Absatz 4 Nr. 1 des GlüStV 2021 
ist nach der übergangsweisen Zuständigkeit des Landes Hessen für das neue zentrale län-
derübergreifende anbieter- und spielformübergreifenden Spielersperrsystem (vgl. §§ 8 bis 
8d GlüStV 2021) die langfristige Zuständigkeit der Gemeinsamen Glücksspielbehörde der 
Länder in Halle (Saale) ab dem 1. Januar 2023 vorgesehen. Die Umsetzung dieses Zustän-
digkeitsübergangs auf die Gemeinsame Glücksspielbehörde der Länder würde dazu führen, 
dass diese ebenfalls die in Hessen erst kürzlich geschaffene und vorhandene technische und 
personelle Infrastruktur und Organisationsstruktur aufbauen müsste. Dies lässt sich nur 
schwer mit den Grundsätzen verwaltungsökonomischen Handelns in Einklang bringen. 
Daneben wäre das in Hessen zwischenzeitlich erworbene Fachwissen allenfalls einge-
schränkt auf die Gemeinsame Glücksspielbehörde der Länder übertragbar. Zudem könnten 
technische und andere Schwierigkeiten im Rahmen der Umstellung dazu führen, dass das 
Spielersperrsystem zeitweise nicht ordnungsgemäß funktionieren oder der Anschluss neuer 
Anbieter sowie die Bearbeitung von Anträgen auf Sperrung und Entsperrung vorüberge-
hend nur eingeschränkt oder zeitverzögert möglich sein könnte. In diesen Fällen wären 
nachteilige Auswirkungen auf den Schutz gesperrter, insbesondere spielsuchtgefährdeter 
und spielsüchtiger Personen zu erwarten. 

 Die Ministerpräsidentenkonferenz hat sich deshalb am 22. Oktober 2021 auf den beilie-
genden Entwurf eines Staatsvertrages zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
verständigt. Durch den Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
wird der GlüStV 2021 punktuell geändert und die zentrale Zuständigkeit für die Führung 
der Spielersperrdatei einschließlich der Zuständigkeit für den Anschluss aller nach dem 
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GlüStV 2021 hierzu verpflichteten Veranstalter und Vermittler öffentlicher Glücksspiele 
an das anbieter- und spielformübergreifende Sperrsystem dauerhaft auf das Land Hessen 
übertragen. Dies hat den Vorteil, dass das Land Hessen auf das sich bereits in Betrieb 
befindliche Sperrsystem OASIS und sein hierzu entwickeltes Fachwissen aufbauen und 
beides entsprechend den Erfordernissen an ein zentrales System kontinuierlich weiterent-
wickeln kann, was wiederum einem effektiven Spielerschutz zugutekommt. Auch ent-
spricht dieses Vorgehen entsprechend des Gebots der Verwaltungsvereinfachung dem In-
teresse der nach dem GlüStV 2021 zum Anschluss Verpflichteten, denen ein aufwendiger 
Systemwechsel und Anschluss an die ggf. erst noch aufzubauende Sperrdatei des Landes 
Sachsen-Anhalt nach etwa eineinhalb Jahren erspart bleibt. 

 
 Das Inkrafttreten des Staatsvertrages zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrages 2021 ist 

zum 1. Januar 2023 vorgesehen.  
 
C. Befristung 

 Keine. 
 
D. Alternativen 

 Keine. 
 
E. Finanzielle Auswirkungen 

 1.  Auswirkungen auf die Finanz-, Vermögens- und Erfolgsrechnung 
 

 Liquidität Ergebnis 

 Ausgaben Einnahmen Aufwand Ertrag 

Einmalig im 

Haushaltsjahr 2023 
- 493.320,00 € 

   

Einmalig in künftigen 

Haushaltsjahren 

    

Laufend ab  

Haushaltsjahr  

    

 
 2. Auswirkungen auf die mittelfristige Finanz- und Entwicklungsplanung 

  Keine. 
 
 3. Auswirkungen für hessische Gemeinden und Gemeindeverbände 

  Keine. 
 
F. Unmittelbare oder mittelbare Auswirkungen auf die Chancengleichheit von Frauen 

und Männern 

Keine. 
 
G. Besondere Auswirkungen auf Menschen mit Behinderungen 

 Das Gesetz/die Verordnung wurde am Maßstab der UN-Behindertenrechtskonvention 
überprüft.  

 Es bestand kein Änderungsbedarf. 
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D e r  L a n d t a g  w o l l e  d a s  f o l g e n d e  G e s e t z  b e s c h l i e ß e n :  

 
Gesetz 

zum Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 
 
 

Vom 
 
 
 

§ 1  

Dem vom 7. bis zum 24. März 2022 unterzeichneten Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspiel-
staatsvertrags 2021 wird zugestimmt. Der Staatsvertrag wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht. 

 
§ 2  

Der Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 tritt nach seinem Art. 2 
Abs. 1 Satz 1 am 1. Januar 2023 in Kraft. Sollte der Staatsvertrag nach seinem Art. 2 Abs. 1 
Satz 2 gegenstandslos werden, ist dies im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
bekannt zu geben. 
 

§ 3  

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
Begründung: 

I. Gesetzentwurf 

Zu § 1 

Der Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 bedarf nach Art. 103 Abs. 2 
der Verfassung des Landes Hessen der Zustimmung des Landtags. 
 
Durch den Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 wird der GlüStV 2021 
punktuell geändert und die zentrale Zuständigkeit für die Führung der Spielersperrdatei ein-
schließlich der Zuständigkeit für den Anschluss aller nach dem GlüStV 2021 hierzu verpflichteten 
Veranstalter und Vermittler öffentlicher Glücksspiele an das anbieter- und spielformübergreifende 
Sperrsystem dauerhaft auf das Land Hessen übertragen. Dies hat den Vorteil, dass das Land 
Hessen auf das sich bereits in Betrieb befindliche Sperrsystem OASIS und sein hierzu entwickeltes 
Fachwissen aufbauen und beides entsprechend den Erfordernissen an ein zentrales System konti-
nuierlich weiterentwickeln kann, was wiederum einem effektiven Spielerschutz zugutekommt. 
Auch entspricht dieses Vorgehen entsprechend des Gebots der Verwaltungsvereinfachung dem 
Interesse der nach dem GlüStV 2021 zum Anschluss Verpflichteten, denen ein aufwendiger Sys-
temwechsel und Anschluss an die ggf. erst noch aufzubauende Sperrdatei des Landes Sachsen-
Anhalt nach etwa 1 ½ Jahren erspart bleibt. 
 

Zu § 2 

Sind bis zum 31. Dezember 2022 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der Staatskanzlei der oder 
des Vorsitzenden der Ministerpräsidentenkonferenz hinterlegt, wird der Staatsvertrag gegen-
standslos. Dies ist im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Hessen bekannt zu machen. 
 

Zu § 3 

§ 3 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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II. Staatsvertrag zur Änderung des Glücksspielstaatsvertrags 2021 mit Erläuterungen 

Siehe Anlage. 
 
 
Wiesbaden, 4. Juli 2022  
  
Der Hessische Ministerpräsident 
 
Boris Rhein 
 

Der Hessische Minister  
des Innern und für Sport 

Peter Beuth 
 

  
 
 
 
 
Anlage 



Anlage


















































